Wien Donnerstag den 29. Jänner 1874. 


Oeſterreichiſche 


Jeilſchrift m Verwaltung. 


Herausgeber und verantwortlicher Redacteur: Dr. jur. & phil. Carl Jaeger. 


VII. Jahrgang. Nr. 5. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Comptoir der k. Wiener Zeitung, Grünangergaſſe Nr. 1. 
Commiſſionsverlag für den Buchhandel: Moritz Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe Nr. 17. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zufendung in das Haus und für die ͤſterr. Kronländer ſammt Poftzufendung jährlich 4 fl., Halbjährig 2 M. 


vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 3 Thaler. 


Inſerate werden billigft berechnet. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei. 


i une ler. 


Zu den Anſchauungen über Verwaltungsgerichtsbarkeit. Fortſetzung.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Ergibt es ſich mit Beſtimmtheit, daß eine in der Leitung, Benützung oder Abwehr 
von Gewäſſern einfeitig vorgenommene Aenderung kein öffentliches Intereſſe in 
Frage ſtellt, ſondern lediglich und ausſchließend Privatrechtsintereſſen berührt, 
fo ift die diesbezügliche Angelegenheit vor den Gerichtsbehörden auszutragen. 

Notiz. 

Verordnung. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Zu den Anſchauungen über Perwaltungsgerichts- 
barkeit. 
(Fortſetzung.) 


Auf einem von Gneiſt grundverſchiedenen Standpunkte ſteht 
Sarwey. Seine Anſchauung 5), die eine etwas ausführlichere Dar⸗ 
ſtellung erheiſcht, iſt folgende: 

„ Sarwey meint, man werde bei einem näheren Eingehen auf 
die bisherige Begründung der Verwaltungs juſtiz durch eine Ver⸗ 
gleichung der einzelnen Verwaltungsjuſtizſachen zu dem Ergebniß ge⸗ 
langen, daß die Theorie von der Unvereinbarkeit der Anerkennung 
einer richterlichen Gewalt auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts mit 
dem Begriffe der Staatsgewalt die als Verwaltungsrechts⸗Streitig⸗ 
keiten zu bezeichnenden Gegenſtände nicht trifft. 

Er weist diesfalls zunächſt auf die nach § 5 des badiſchen Ver⸗ 
waltungsgeſetzes vom 5. October 1863 der Rechtſprechung durch die 
Berwaltungsgerichte zugewieſenen Agenden hin. Darnach hat der Be⸗ 
zirksrath als Verwaltungsjuſtizbehörde zu entſcheiden: über den Anz 
ſpruch auf das Heimatrecht und das Ortsbürgerrecht und deren ge⸗ 
ſetzliche Folgen, über Bürgernutzungen und ſonſtige auf dem öffent⸗ 
lichen Rechte beruhende Anſprüche der Einzelnen an die Gemeinden, 
über die Beiträge und perſonlichen Leiſtungen zu Gemeindezwecken, 
zu Socialausgaben und zu den Bedürfniſſen der abgeſonderten Ge⸗ 
markungen ꝛc. Von keiner dieſer Streitigkeiten ließe ſich behaupten, 
daß die Staatsgewalt ſich ſelbſt aufgebe, wenn ſie den Richterſpruch 
e ihr abhängigen Behörde hierüber zuläßt. Der Staat als 
ech HE dabei intereſſirt, daß das Gemeindeleben, die Theilnahme 
an den Rechten und Laſten der Gemeinde nicht der Willkür verfallen. 
Ganz in ee Weiſe iſt übrigens der Staat bei der Ordnung 
der vormundſchaftlichen, der ehelichen Verhältniſſe und schließlich auch 
bei der Ordnung aller anderen Privatrechtsverhältniſſe betheiligt, und 
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) Vergl. Kübel und Sarwey, Württenbergiſches Archiv für Recht und Rechts⸗ 
verwaltung mit Einſchluß der Adminiſtrativjnſtiz 5 nn En 185 ff. und Bd. 
XV, Seite 1 ff. ; 


nur vermöge des Rechtes der Aufficht, welches auch die Fürſorge zur 
Abwendung von Rechtsſtörungen in ſich begreift, ohne daß die richter⸗ 
liche Gewalt angerufen wird, tritt dieſes öffentliche Intereſſe unmittel⸗ 
bar in die Erſcheinung bei den angeführten Rechtsverhältniſſen. Ob 
A. ein Bürgerrecht in der Gemeinde B. oder C. hat, ob er ein Recht 
auf die Aufnahme in dasſelbe hat, ob er an den bürgerlichen Nutzun⸗ 
gen einen größeren oder geringeren oder gar keinen Theil erhält, ob 
ein Anderer zur Deckung des Gemeindeaufwandes beizutragen hat, 
ob ſein Beitrag größer oder geringer iſt — berührt die Staatsgewalt 
nur in ſoweit, als hiebei die Rechtsordnung, die Wahrung der Rechte und 
Geſetze in Frage kommt. Aber auch ebenſowenig könne man z. B. von 
den weiters nach dem badiſchen Geſetze der Rechtsentſcheidung des Bezirks⸗ 
rathes zugewieſenen Streitigkeiten etwa die Streitigkeiten über Stimmbe⸗ 
rechtigung und Wählbarkeit bei Gemeinde-, Bezirks- und Kreiswahlen als 
ſolche bezeichnen, bei welchen, da hiebei das Öffentliche Intereſfe vor⸗ 
züglich betheiligt ſei, eine unabhängige Rechtſprechung vom Stand⸗ 
punkte der Staatsgewalt als bedenklich erſcheine. Denn wenn dieſe 
Streitigkeiten der unabhängigen Rechtſprechung, der Entſcheidung 
durch eine bloß richterliche Thätigkeit entzogen würden, ſo würde 
der Zweck aller Wahlgeſetze vereitelt. Der Geſetzgeber ordnet die 
Wahlberechtigungen, damit die Wahlrechte unabhängig von dem Einfluß 
der verwaltenden Staatsbehörden ausgeübt werden und es muß daher im 
Falle eines Streites hierüber die richterliche Thätigkeit ganz unab⸗ 
hängig von dem Einfluße der Verwaltung angerufen werden können. 
Die Unhaltbarkeit der bisherigen Anſicht über Adminiſtrativ⸗ 
Juſtiz liege in dem Begriff von Recht in ſubjectivem Sinne, von 
welchem überhaupt auszugehen, um jede Rechtſprechung, mithin auch 
die Rechtſprechung der Adminiſtrativ-Juſtizbehörden zu begreifen. 
Im Begriff von Recht in ſubjectivem Sinne als Ausfluß der 
rechtlichen Perſönlichkeit liegt von ſeibſt der Schutz durch die Recht⸗ 
ſprechung und wo dieſer fehlt, fehlt es am Rechte ſelbſt. In dem 
Rechts- oder Verfaſſungsſtaate muß jedem, welcher behauptet in einem 
Rechte verletzt zu ſein, der Weg zur richterlichen Gewalt offenſtehen. 
Dem Begriffe nach und ganz abgeſehen von der Aemterorganiſation liegt die 
Grenze der richterlichen Gewalt nicht innerhalb des auf das Privatrecht be— 
ſchränkten Kreiſes von Rechten und Rechtsverletzungen. Sie geht überhaupt 
jo weit als der Staat und die Geſetzgebung des Staates Rechte im ſubjectiven 
Sinne (Individualrechte) anerkennt. Nur wo ein Recht im ſubjectiven Sinne 
nicht oder nicht in dem eine entgegengeſetzte Befugniß ausſchließenden Um⸗ 
fange beſteht, findet die richterliche Gewalt, die Rechtſprechung, ihre 
Grenze. Angewandt auf das öffentliche Recht folgt aus dieſen Sätzen, 
daß die allein entſcheidende Frage die iſt, ob es innerhalb die— 
ſes Gebietes Rechte im ſubjectiven Sinne gibt. Sind 
einmal ſolche Rechte anerkannt, ſo muß auch Derjenige, welcher be- 
hauptet in einem ſolchen verletzt zu fein, infoweit als fie wirken, den 
Weg zu einem Richter haben, oder umgekehrt, ſoweit er den Weg 
zu einem Richter nicht hat, ſteht ihm ein Recht nicht zu. In⸗ 
ſoweit iſt alſo die Forderung eines richterlichen Schutzes eine ganz 
ſelbſtverſtändliche. Der logiſche Proceß des richterlichen Urtheilens iſt 


jedoch ein anderer als derjenige, welcher die Verfügung der Verwal⸗ 
tungsbehörde beſtimmt. Die Verwaltungsrechtspflege in dem Sinne, 
als ob eine verwaltende und eine richterliche Thätigkeit miteinander 
vermiſcht in Bewegung geſetzt würden, iſt eine logiſche Unmöglichkeit. 
Es iſt ſchlechthin unmöglich oder richtiger eine werthloſe Täuſchung, 
„der Forderung, daß Richter und Verwalter (ſachlich) getrennt wer⸗ 
den“, ſoweit entſprechen zu wollen, daß „ein ihr möglichſt ſich nä⸗ 
heruder Zuſtand hervorgerufen“ werde. Es kann ein Act der Politik 
ſein, eine Verwaltungsmaßregel aufzugeben, um nicht die Rechtsfrage 
anzuregen; aber dieſer Richten und Verwalten vermiſchende Zuſtand 
iſt Alles, nur keine Juſtiz, auch keine Adminiſtratipjuſtiz. Entweder 
iſt die Frage, ob ein Recht im ſubjectiven Sinne (im Gegenſatz zum 
Geſetze, zur Rechtsnorm) verletzt jet, oder, wenn dieſe Frage verneint 
wird, ob ein Intereſſe, ſei es das öffentliche Intereſſe oder das Ins 
tereſſe des Einzelnen verletzt ſei. Die Entſcheidung der letzteren Frage 
kann nur maßgebend werden, wo die erſte zu verneinen iſt. Der Rich⸗ 
ter, auch der Adminiſtrativrichter hat es nur mit der erſten Frage 
zu thun und wird dieſe Frage nur dann richtig prüfen, wenn er ſich 
des ſachlichen Unterſchiedes zwiſchen Richten und Verwalten bewußt iſt. 

Von dieſen Sätzen aus, welche unmittelbar aus dem Rechts— 
begriff folgen, zerlegt ſich, ſagt Sarwey, jede Unterſuchung über die 
Adminiſtrativjuſtiz in zwei Theile. Es iſt zu prüfen und feſtzuſtellen: 

1. wie weit auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes Rechte 
im ſubjectiven Sinne denkbar und anerkannt und 

2. wie die mit der Rechtsſprechung hierüber beauftragten Staats⸗ 
behörden zu organiſiren ſind. 

Was nun die erſte Frage, die Feſtſtellung der ſubjectiven Rechte 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes, oder wie man vom Stand- 
punkte der beſtehenden Behördenorganiſation ſagen kann, die Feſtſtel⸗ 
lung der Grenze zwiſchen Verwaltungsjuſtiz und Verwaltung anbe⸗ 
langt, ſo nimmt Sarwey den Ausgang hiezu von dem Gegenſatze 
von Rechtſprechung und Verwaltung. Durch die Fußung auf dieſen 
Ausgangspunkt allein könne man über die Unklarheiten und Unſicher⸗ 
heiten hinauskommen, an welchen die bisherigen Unterſuchungen leiden, 
welche von dem Gegenſatze der Civilrechtſprechung und Verwaltung 
ausgegangen ſind. Denn den Gegenſatz von Rechtſprechung (überhaupt) 
und Verwaltung beſtimmt nicht die Rechtsnorm, welche angewendet 
wird, nicht die Behörde, welche ſie anwendet, nicht das Verfahren, 
durch welches eine Behörde thätig wird, nicht die Natur der Frage, 
welche den Gegenſtand der Verfügung der Behörde bildet, ſondern 
einzig und allein der unmittelbare Zweck dieſer Thätigkeit, die A b- 
ſicht derſelben, d. h. ſofern dieſe Abſicht dem poſitiven Rechte gemäß 
iſt, der Erfolg. 0 

Die Rechtſprechung hat zum Zweck die Entſcheidung über ſub⸗ 
jective Rechte (über Individualrechte), über Rechte der Einzelnen, 
ſeien dieſe phyſiſche oder fingirte Perſonen, und zwar die Entſchei⸗ 
dung im Falle eines Streites hierüber durch eine öffentliche Behörde 
auf Grund des beſtehenden objectiven Rechtes vermöge der Aufgabe 
des Rechtsſtaats. Jede Thätigkeit einer Behörde, welche 
dieſen Zweck nicht hat, iſt Adminiſtration, Verwaltung, 
im Gegenſatz zu Rechtſprechung. Es iſt hiemit nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, daß auch die Verwaltung nach Rechtsnormen handelt und 
ſubjective Rechte zu ihrem Gegenſtande hat; allein ihr Zweck tft nicht 
die Entſcheidung über ein beſtrittenes oder verletztes Individualrecht. 
Die Verwaltung kann ſubjective Rechte verleihen, die Rechtſprechung 
nicht. Die Verwaltung kann ſubjective Rechte verletzen, die Rechtſpre⸗ 
chung nicht, weil das rechtskräftige Urtheil einer Behörde, welches den 
Schutz des Rechtes ablehnt, das Recht ſelbſt verneint. Die Rechtſpre⸗ 
chung ſetzt die Behauptung eines beſtehenden ſubjectiven Rechtes vor⸗ 
aus, die Thätigkeit der Verwaltungsbehörden kann zur Erwerbung 
eines ſolchen angerufen werden. 

Man täuſcht ſich anderſeits wenn man glaubt, deßhalb, weil 
auch die Verwaltung, im Gegenſatze zur Rechtſprechung gedacht, an 
das Geſetz gebunden iſt und Rechtsnormen zu beobachten hat, könne 
ohne Rechtſprechung ein Recht des Einzelnen zur Geltung gelangen. 
Inſoweit als die Beurtheilung der behaupteten Verletzung eines ſub⸗ 
jectiven Rechtes der Rechtſprechung entzogen und der Verwaltung 
überlaſſen iſt, gelangt das ſubjective Recht nicht als ſolches, ſondern 
nur das Geſetz oder das Recht im objectiven Sinne zur Anerkennung. 
Der Erfolg kann und wird, zumal bei einer gewiſſenhaften Verwal⸗ 
tung, ſehr haufig für den Einzelnen derſelbe fein, Allein entweder 
muß man anerkennen, daß auch die „Verwaltung“ in einzelnen 
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Fällen, in welchen ſie ein ſubjectives Recht anerkennt, als Richter 
handelt, und in dieſem Falle läßt ſich gegen die Uebertragung dieſer 
Befugniß an Gerichte nichts einwenden, oder man muß zugeben, daß 
die Verwaltung kein Recht der Einzelnen, ſondern nur ihre Pflicht, 
nach den beſtehenden Geſetzen zu verwalten, anerkennt. Alsdann be⸗ 
ſtehen zwar Verwaltungsgrundſätze, aber das Recht der Einzelnen 
kommt hiebei nicht in Betracht und iſt niemals für deren Anwen⸗ 
dung beſtimmend. Ueber die Nothwendigkeit der Expropriation ent⸗ 
ſcheidet beiſpielsweiſe in allen conſtitutionellen Staaten die Verwal⸗ 
tung. Sie hat hiebei auf den Einzelnen, deſſen Eigenthum in An⸗ 
ſpruch genommen wird, keine Rückſicht zu nehmen. Nur das öffent⸗ 
liche Wohl iſt für die Nothwendigkeit der Abtretung maßgebend. Das 
Eigenthum hört auf, der Förderung der allgemeinen Zwecke gegen⸗ 
über ein Recht zu ſein und an ſeine Stelle tritt das Recht auf volle 
Entſchädigung, über welche der Richter, und zwar der Civilrichter, 
zu entſcheiden hat. Gleichwohl iſt die Verwaltung bei dem Verlangen 
der Abtretung an gewiſſe Verwaltungsvorſchriften gebunden, welche 
aber nicht den Schutz des Eigenthums des Einzelnen, ſondern die 
geſetzmäßige Ausübung der Staatsgewalt und die Sicherſtellung der 
Entſchädigungsanſprüche zum Zwecke haben. Ihre mittelbare Folge, 
aber nicht ihr unmittelbarer Zweck iſt der Schuß der Individualrechte 
gegen willkürliche Eingriffe. 

Um von einer Rechtſprechung zu ſprechen muß ſtets ein Eine 
griff in die Rechtsſphäre der Perſönlichkeit in Frage ſtehen, die Der: 
ſönlichkeit als die Zuſammenfaſſung aller einem Einzelnen oder einer 
Mehrheit von Perſonen oder einem perſonifieirten Vermögen (Zweck⸗ 
vermögen) zuſtehender Befugniſſe gedacht. Aus der Natur diefer 
jubjectiven Rechte ſelbſt muß ſich ſodann die Grenze 
zwiſchen Civil⸗ und Verwaltungsrechtspflege beſtimmen 
laſſen. Nur auf dieſem Wege wird auch das Prineip für die Ab- 
grenzung der Aufgabe der Verwaltungsgerichte und der Verwaltung 
gewennen. Die Frage über die Competenzgrenze der Gerichte gegen⸗ 
über der Verwaltung verwandelt ſich auf dieſem Punkte in die Frage 
von den öffentlichen Rechten. Dieſe Zuſtändigkeitsgrenze geht ſo 
weit, als das ſubjective Recht geht und für dieſes hat die mate⸗ 
rielle Geſetzgebung, das Verfaſſungsrecht des Staates mit feinen 
Ausführungsgeſetzen die Grenze feſtzuſtellen. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ergibt es ſich mit Beſtimmtheit, daß eine in der Leitung, Benützung 
oder Abwehr von Gewäſſern einſeitig vorgenommene Aenderung 
kein öffentliches Intereſſe in Frage ſtellt, ſondern lediglich und 
ausſchließend Privatrechtsintereſſen berührt, ſo iſt die diesbezüg⸗ 
liche Angelegenheit vor den Gerichtsbehörden auszutragen. 


Im Dorfe Brdo, Gerichtsbezirk Manetin, ſtrömte das von dem 
Gemeindewege Nr. Parc. 925 herfließende Regenwaſſer gegen den 
Garten und die Scheuer des Audreas Korſa, ſowie gegen den Garten 
und den Hofraum des Matthäus Peſchik. Erſterer grub nun eines 
Tages einen Theil des erwähnten Gemeindeweges ab und erhöbte mit 
dem gewonnenen Erdreiche den an demſelben Wege gegen ſeinen eigenen 
Garten anſtoßenden Damm, ſo daß das Regenwaſſer nunmehr in 
größerer Menge in den Hofraum des Peſchik ſich ergoß und deſſen 
Dünger dort verdarb. Peſchik erachtete ſich durch ſolchen Vorgang 
in doppelter Hinſicht in feinen Rechten verletzt, einmal, weil er im 
Beſitze der Dienſtbarkeit des Fahrweges, dann, weil er durch die Ab⸗ 
leitung des Waſſers auf obige Art geſtört worden war. Aus dieſem 
Grunde überreichte er wider ſeinen Gegner die Beſitzſtörungsklage. 

Mit Erkenntnißbeſcheid vom 20. Auguſt 1873, 3. 3540, wies 
das k. k. Bezirksgericht in Manetin die Klage wegen Beſitzſtörung 
des Fahrweges ab, gab aber derſelben betreffs der Beſitzſtörung durch 
Ableitung des Waſſers ſtatt und hob die Gerichtskoſten wechſelſeitig 
auf. In der Begründung bezieht ſich erſte Inſtanz auf die allge⸗ 
meine Beſtimmung des § 55 der Civ. Jur. Norm und rechtfertigt 
die Entſcheidung durch eine eingehende Würdigung der aus der Ver⸗ 
handlung geſchöpften Thatumſtände und daraus ſich ergebenden Rechts⸗ 
verhältniſſe. 


Andreas Korſa wandte ſich gegen dieſes Erkenntniß an das 
k. k. böhmifche Oberlandesgericht, welches mit Entſcheidung vom 
13. October 1873, 3. 30795 den erſtrichterlichen Beſcheid, ſoweit 
damit die Klage im erſten Punkte abgewieſen, und die Streitkoſten 
aufgehoben wurden, als in dieſem Theile keiner Beſchwerde unter⸗ 
zogen, unberührt ließ, dagegen den Erkenntnißbeſcheid, inſoweit der 
Klage wegen Beſitzſtörung durch Ableitung des Waſſers ſtattgegeben 
wurde, ſammt dem hierauf Bezug habenden Verfahren wegen Unzu⸗ 
ſtändigkeit der Gerichte aufhob; denn nach dem Geſetze vom 28. Au⸗ 
guſt 1870, 3. 71 L. G. B. für Böhmen, gehören gemäß Nr. 75 
alle Angelegenheiten, welche ſich auf die Benützung, Leitung und Ab⸗ 
wehr der Gewäſſer beziehen, in den Wirkungskreis der politiſchen 
Behörden; und da nach § 4 lit. b (identiſch mit § 4 lit. b des 
Geſetzes über das Waſſerrecht vom 30. Mai 1869, 3. 93 R. G. 
Bl.) auch die aus atmoſphäriſchen Niederſchlägen ſich ſammelnden 
Gewäſſer als fließendes Waſſer anzuſehen ſind, und da die im § 11 
(beider Geſetze) aufgezählten Uebelſtände auch durch das fließende 
Regenwaſſer in Folge Errichtung von Abwehrmitteln herbeigeführt, 
ſomit das Eigenthum dritter Perſonen geſchädigt werden kann, ſo 
unterliegt es keinem Zweifel. daß auch der vorliegende Fall, in wel⸗ 
chem beide Theile das fließende Waſſer zum Nachtheile des anderen 
Gegners abzuwehren ſuchten, der Competenz der politiſchen Behörde 
unterliege, weßhalb der erſte Richter jede Verhandlung oder Rechts⸗ 
ſprechung in dieſer Richtung hätte unterlaſſen ſollen. 

Im Reviſionsrecurſe machte Kläger geltend: Nach dem Waſſer⸗ 
rechtsgeſetze iſt das aus atmoſphäriſchen Niederſchlägen ſich anſam⸗ 
melnde Waſſer wohl Eigenthum des Grundbeſitzers, aber nur inſo⸗ 
ferne, als nicht von Anderen erworbene Rechte entgegenſtehen. Auf 
Seite des Klägers beſteht nun ein ſolches erworbenes Recht. Er hat 
nämlich nachgewieſen, daß er ſich im factiſchen Beſitze der Ableitung 
des auf dem Gemeindewege Nr. Parc. 925 ſich anſammelnden Regen⸗ 
waſſers über den Garten des Geklagten, alſo im factiſchen Beſißze 
der im § 377 a. b. G. B. bemerkten Servikut der Ableitung dieſes 
Regenwaſſers über den Garten des Gegners befindet. In dieſem 
factiſchen Beſize wurde er von Letzterem geſtört, und gegen dieſe 
Störung kann er den richterlichen Schutz anrufen. Der § 11 des 
Waſſerrechtsgeſetzes handelt nur von beſtändig fließendem, nicht aber 
von ſtehendem oder nur zeitweilig (in Folge Gußregens) ſich ergießen⸗ 
dem Waſſer. Er iſt daher hier nicht anwendbar. Hier ſei eine 
Aa in Frage, über welche zu entſcheiden nur der Richter 
berufen ſei. 

Mit Entſcheidung von 23. December 1873, 3 11.964, fand 
der k. k. oberſte Gerichtshof dem Reviſionsrecurſe dahin Folge zu 
geben, daß es von der angefochtenen Erledigung des Oberlandesge⸗ 
richtes das Abkommen erhalte und demſelben verordnet werde, in 
bieſer Befipftörungsfache, abſehend von dem unbegründeten Bedenken 
ker gerichtlichen Unzuſtändigkeit, über den von dem Geklagten An⸗ 
dreas Korſa wider den erſtrichterlichen Erkenntnißbeſcheid überreichten 
Appellationsrecurs das geſetzliche Amt in zweiter Inſtanz zu handeln. 

Die Gründe lauten: Es handelt ſich bei dieſer Angelegenheit 
nicht um die Leitung oder Abwehr eines durch das Geſetz vom 
30. Mai 1869, 3. 93 R. G. Bl., beziehungsweiſe vom 28. Aug. 
1870, Z. 71 L. G. B. für Böhmen, als ein öffentliches Gut oder als 
ein Privateigenthum erklärten Gewäſſers, ſondern bloß um die Ab⸗ 
wehr des im Dorfe Brdo bei Regengüſſen von dem Gemeindewege 
Nr. Parc. 925 gegen den Garten und die Scheuer des Andreas 
Korſa, ſowie gegen den Garten und den Hofraum des Klägers 
Matthäus Peſchik anſtrömenden Regenwaſſers, und es nimmt der 
Kläger, welcher unter Anderem auch im factiſchen Beſitze des 
Rechtes zu ſein behauptet, dieſes Regenwaſſer vom Einſtrömen in 
an Hofraum durch deſſen Ableitung auf den Garten des 
Beſites abzuhalten, den richterlichen Schutz dieſes factiſchen 
durch Ab deßhalb in Anſpruch, weil derſelbe vom Geklagten 
Be = graben eines Theiles des genannten Gemeindeweges und 
deen des gewonnenen Erdreiches zur Erhohung des an 
dieſem Gemeindewege gegen ſeinen anſtoßenden Garten errichteten 
Tammes geſtört worden ſein ſoll, indem nun das Regenwaſſer nicht, 
wie früher, über ren Garten des Geklagten abfließen kann, ſondern 
in den Hofraum des Klägers gedrängt wird, wo es ihm den Dünger 
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beurtheilende Privatſache, und es finden daher hier die Geſetze 
vom 30. Mai 1869, 3. 93 R. G. Bl., und vom 28. Auguſt 1870, 
Z. 71 L. G. Bl. für Böhmen, ſchon überhaupt keine Anwendung. Jusbe⸗ 
ſondere aber können auch ſonſt, wie das k. k. Oberlandesgericht irrig ver⸗ 
meint, die 588 4 b und 11 dieſer Geſetze hier nicht maßgebend ſein, weil das 
Regenwaſſer, welches ſowohl der Kläger als auch der Geklagte ab- 
wehren wollen, nicht jenes iſt, das ſich auf ihren Grundſtücken aus 
atmoſphäriſchen Niederſchlägen anſammelt, ſondern jenes, das ſich ans 
dieſem Anlaſſe auf dem Gemeindewege Nr. Parc. 925 — alſo auf 
einem fremden Grundſtücke — angeſammelt hat und von dieſem erſt 
auf ihre Grundſtücke einſtrömt, wenn es nicht abgehalten wird, wo⸗ 
nach der Fall des § 4 lit. b dieſer Geſetze hier gar nicht vorhanden 
iſt, und weil ferner der § 11 derſelben offenbar nur von ſtätig 
fließenden Gewaͤſſern handelt, zu denen aber das bloß zeitweilig, in 
Folge von Regengüffen in Strom kommende, und ſehbr ſchnell ſich 
wieder verlaufende Regenwaſſer offenbar nicht gehört. Juriſt. Bl. 


Notiz. 


(Die Zuſammenlegung der Grundſtucke betreffend.) Wegen 
des an dieſen Gegenſtand bei uns ſich knüpfenden Intereſſes (m. pergl. Nr. 40 d. 
Jahrg. 1873 dieſer Zeitſchrift) theilen wir nachſtehenden Erlaß des k. bateriſchen 
Staatsminiſteriums des Innern vom 1. September 1873 mit: 

„Bekanntlich hat das Geſetz über die Zufſammenlegung der Grundſtücke vom 
10. November 1861 in Anſehung feiner hauptſächlichen Zweckbeſtimmung ſeither 
keine Anwendung gefunden, wie dies die ſtatiſtiſchen Nachweiſungen über den Voll⸗ 
zug der Bodencufturgefege in Baiern (XXIV. Heft der Beiträge zur Statiſtik des 
Königreiches) mindeſtens bis zum Jahre 1871 entnehmen laſſen. Die diesfalls ſchon 
früher gemachten ungünſtigen Wahrnehmungen, ſowie die Erwägung, daß hier eine 
entſprechende Abhilfe nur im Wege einer durchgreifenden Geſetzesreviſion zu ermög⸗ 
lichen, letztere aber mit irgend einer Ausſicht auf Erfolg vorerſt nicht in Angriff zu 
nehmen ſein würde, hatten dem vormaligen Staatsminiſterium des Handels und der 
offentlichen Arbeiten in Baiern Veranlaſſung gegeben, die Frage in nähere Erwä⸗ 
gung zu ziehen, ob nicht vielleicht in ähnlicher Weiſe, wie dies im Königreiche 
Württemberg durch das Geſetz vom 26. März 1862, die Feldwege, Trepp⸗ und 
Ueberfahrtswege betreffend, verſucht worden iſt, den von allen einſichtsvollen Land⸗ 
wirthen längſt anerkannten und beklagten agrariſchen Mißſtänden wenigſtens einiger⸗ 
maßen entgegengewirkt werden könnte. 

Nachdem ſich die hierüber eingeholten zahlreichen Gutachten nahezu aus⸗ 
nahmslos für ein derartiges legislatives Vorgehen, und zwar jene aus den fränkiſchen 
Kreiſen mit dem Beifügen ausgeſprochen hatten, daß das Geſetz vom 10. November 
1861, wie ſolches aus den Landtagsverhandlungen ſchließlich hervorgegangen, unter 
den dortigen Verhältniſſen unanwendbar ſei, gelangte dieſe Angelegenheit auch bei 
dem Landtage des Jahres 1865 zur Anregung, worauf im Landtagsabſchiede vom 
10. Juli des eben genannten Jahres (Abſchn. III, § 34) die Allerhöchſte Reſolution 
erfolgte: „Zur Erfüllung der von beiden Kammern an Uns gerichteten Bitte: „„wenn 
möglich dem nächſten Landtage einen Geſetzentwurf über die Regelung der Feldwege 
und Treppwege vorlegen zu laſſen““, beauftragen Wir Unſer Slaatsminiſterium 
des Handels und der öffentlichen Arbeiten, die zu dieſem Zwecke bereits getroffenen 
vorbereitenden Einleitungen ihrem Abſchluſſe zuzuführen und Uns das Ergebniß zur 
weiteren Verfügung vorzulegen“. 

Inzwiſchen hatten ſich im weiteren Verfolge der bezüglichen Vorbereitungen 
mehrfache höchſt erhebliche Schwierigketten und Bedenken ergeben, welche dieſe Are 
gelegenheit nicht zum Abſchluſſe gelangen ließen. Abgeſehen davon, daß das oben 
erwähnte württembergiſche Feldweggeſetz im Vollzuge nicht vollkommen befriedigte 
und man dortſelbſt immer mehr zur Ueberzeugung gelangte, wie die Erlaſſung eines 
Zuſammenlegungsgeſetzes im Sinne der bezüglichen norddeutſchen Legislation an 
Stelle jenes unzulänglichen, eine durchgreifende Verbeſſerung der Agrarzuftände mehr 
hemmenden als fördernden Nothbehelfes dringend nöthig ſei, ſowie abgeſehen davon, 
daß auch die Vertretung der baieriſchen Landwirhſchaft dem Projecte gegenüber ſich 
vollig theilnahmslos zu verhalten begann, trat einem weiteren Vorgehen in dieſer 
Richtung hauptſächlich der Umſtand hindernd entgegen, daß bei den mahen Beziehun- 
gen der Feldwegregulirung und der Zuſamenlegung der Grundſtücke dieſelben füglich 
nicht nach weſentlich verſchiedenen Principien behandelt, anderſeits aber die Zwangs⸗ 
beſtimmungen und das Verfahren des beſtehenden Zuſammenlegungsgeſetzes einem 
Feldweggeſetze nicht wohl zu Grunde gelegt werden können. Bei der im September 
v. J. dahier ſtattgehabten XXVIII. Verſammlung deutſcher Land- und Forſtwirthe 


verdirbt und Schaden verurſacht. Dies iſt nun zweifellos keine, gelangte dieſer wichtige Gegenſtand neuerdings zur eingehenden Erörterung und der 
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ſirten Zuſammenlegung der allenthalben zerſtreuten Grundſtücke in den Ortsfluren 
dieſer erſten und einflußreichſten aller landwirthſchaftlichen Meliorationen in Nord ⸗ 
und Mitteldeutſchland gemacht und welches Uebergewicht die rationelle Ertragswirth 
ſchaft dortſelbſt auf dieſem Wege errungen bat, während er zugleich die beachtens⸗ 
wertheſten Anſchauungen und Rathſchläge von bewährten und erfahrenen Fachmänern 
aus jenen Ländern bezüglich der einſchlägigen Legislation und ihrer Bedürfniſſe ent» 
hält. Ein ganz beſonderes Intereſſe bietet außerdem die von der k. k. öſterreichiſchen 
Regierung in neuerer Zeit über dieſen Gegenſtand veranlaßte Expertiſe dar, deren 
Ergebniſſe in der von dem Sectionsrathe Peyrer im Auftrage des k. k. Ackerbau⸗ 
miniſterinms verfaßten Oruckſchrift „über die Zuſammenlegung der Grundſtücke, die 
Regelung der Gemeindegründe und die Ablöſung der Forſtſervituten in Defterreich 
und Deutſchland“ niedergelegt ſind. 

Indem das unterfertigte k. Staatsminiſterium der k. Regierung im Anſchlufſe 
12 Exemplare dieſer auf Autopſie und eingehendes Studium der einſchlägigen Zu⸗ 
ſtände gegründeten Abhandlung mitheilt, beabſichtigt dasſelbe zunächſt die Aufmerk⸗ 
ſamkeit der k. Kreisregierung, ſowie des Kreiscomité's des landwirthſchaftlichen Ver- 
reines auf den dermaligen Stand der Sache und das auch für Baiern unverkennbar 
beſtehende Bedürfniß einer endlichen befriedigenden Regelung derſelben zu lenken. 

Bei der theilweiten Unkenntniß und den eigenthümlichen Vorurtheilen, welche, 
wie im übrigen Süddeutſchland, fo auch in Baiern hinſichtlich der eminenten Wichtig. 
keit und praktiſchen Bedeutung dieſer Angelegenheit noch vielfach herrſchen, erachtet 
ed das unterfertigte k. Staatsminiſterium für höchſt wünſchenswerth, daß dieſelbe mit 
Berückſichtigung der nach Obigem neuerlich gegebenen Anhaltspunkte ſowohl in land⸗ 
wirthſchaftlichen Verſammlungen als in den Vereinszeitſchriften beſprochen werde; 
dies um fo mehr, als die im Wege der Geſetzesreviſion herbeizuführende Abhilfe vor 
Allem dadurch bedingterſcheint, daß das Bedürfniß einer ſolchen von den zunächſt bethei ⸗ 
ligten Landwirthen und den zu ihrer Vertretung berufenen Organen des landwirth- 
ſchaftlichen Vereines allſeitig gefühlt und anerkannt wird. Die k. Regierung K. d. J. 
wird hienach veranlaßt, den Gegenſtand benehmlich mit dem Kreiscomits des land⸗ 
wirthſchaftlichen Vereines in ſorgfältige Erwägung zu ziehen, die für angemeffen er⸗ 
achteten weiteren Einleitungen zu treffen und die Ergebniſſe mit gutachtlichem Be— 
richte ſeinerzeit anher vorzulegen.“ 


Verordnung. 


Verordnung des k. k. Miniſters für Cultus und Unterricht vom 25. October 1873, 
betreffend Vereine und Verſammlungen der Schüler an Volks- und Mittelſchulen, 
ſowie an denſelben gleichgehaltenen Lehranſtalten. 


Vorkommniſſe der jüngſten Ze t veranlaſſen mich, die nachfolgenden Beſtim⸗ 
mungen des Miniſterialerlaſſes vom 24. Juli 1849, 3. 5260 (R. G. Bl. Nr. 337) 
in Erinnerung zu bringen. 

1. Die Gymnaſtalſchüler dürfen an Vereinen, welche von Perſonen, die nicht 
Gymnaftalſchüler find, gebildet werden, weder als Mitglieder noch als Zuhörer theil- 
nehmen. 

2. Dieſelben dürfen auch keine Vereine unter ſich bilden, und daher weder 
Vereins⸗ noch andere Abzeichen tragen. 

3. Zuſammenkünfte und Verſammlungen derſelben in größerer Anzahl behufs 
der literariſchen Ausbildung oder Geſelligkeit können nur mit Genehmigung und 
unter Aufſicht des zuſtändigen Lehrkörpers ſtattfinden, welcher dafür verantwort⸗ 
lich gemacht wird, daß dabei jede Unordnung hintangehalten wird und nur löb— 
liche Zwecke verfolgt werden. 

Jeder Lehrkörper iſt berechtigt. Schüler, welche gegen dieſe Vorſchriften ver⸗ 
ſtoßen, nach einmaliger fruchtloſer Ermahnung von dem Gymnaſtum zu entfernen. 
Gleichzeitig finde ich dieſe Beſtimmungen auf alle Volks und Mittelſchulen, 
ſowie auf die denſelben gleichgehaltenen Lehranſtalten, und zwar auf die Volks⸗ 
ſchulen mit den aus der Schul- und Unterrichtsordnung vom 20. Auguſt 1870 
(R. G. Bl. Nr. 105) ſich ergebenden Modificationen hiemit auszudehnen. 


15 


Perſonalien. 


Seine Majeftät haben den Hofrath Guſtav Ritter Otto v. Ottenfeld 
zum Vicepräfidenten der böhm. Finanz⸗Landesdirectlon ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Oberfinanzrath der mähriſchen Finanz⸗Landesdirec⸗ 
tion Moriz Czikann zum Hofrathe bei der böhm. Finanz⸗Landesdireeron ernannt. 

Seine Majeſtät haben die beim Miniſterial⸗Zahlamte erledigte Directorsſtelle 
dem Controlor dieſer Caſſe Johann Spitzka verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Finanzräthe und Finanzbezerksdirectoren Mathias 
Rama ch, Caſimir Ritter v. Skwirc zynski, Theodor Pechnik, Joſeph Kap aun 
Johann Schneider, Alois Studeny und Maximilian Ludwig zu Oberfinanz⸗ 
räthen in Lemberg ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Fondsgüter⸗Directionsſecretär Franz Pokorny 
bei deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerl. Rathes taxfrei verliehen. 


Seine Majeſtät haben die bei der Fondsgüterdirection angeſtellten Rechnungs⸗ 
officiale Anton Kögl und Karl Pokorny zu Rechnungeräthen ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bergphyſikus in Pribram Dr. Feodor Grimm 
den Titel eines kaiſ. Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeinderathe zu Telfs in Tirol Karl Dau m 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Director des Landeszahlamtes in Czernowitz Ale— 
rander Robakowski zum Director in der Landeshauptcaſſe in Lemberg ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Concipiſten der Trieſter Poltzeidirection 
Joſef Edl. v. Querini zum Polizeicommiſſär in Trient ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Liquidator der Staatsſchuldencaſſe Ferdinand 
Angerer zum Controlor des Miniſterial⸗Zahlamtes ernannt. 


Erledigungen. 


Vicedirectorsſtelle beim Wiener Hauptzollamte in der ſiebenten eventuell Zoll⸗ 
amtsofficialsſtelle in der zehnten und eine Zollamts⸗Aſſiſtentenſtelle in der eilften 
Rangsclaſſe, bis Mitte Februar. (Amtsblatt Nr. 18.) 

Bauprakticantenſtelle in Kärnten, bis 15. Februar. (Amtsblatt Nr. 18.) 

Rechnungsofficialsſtelle bei der ſchleſiſch. Landesregierung in der zehnten 
Rangsclaſſe, bis 15. Februar. (Amtsblatt Nr. 19.) 

Zwei Bauinſpicientenſtellen beim nied. öſterr. Landesaus ſchuſſe mit je 900 fl. 
und Activitätszulage von je 400 fl., bis 3. Februar. (Amtsblatt Nr. 20.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle bei der Forſtverwaltung der Domaine Horis in der eilften 
Rangsclaſſe, mit 120 fl. Reiſepauſchale und Holzdeputat, bis 15. Februar. (Amts⸗ 
blatt Nr. 20.) 

Adjunctenſtelle im Status der kärntneriſchen Bergbeborde in der zehnten 
Rangsclaſſe, bis 25. Februar. (Amtsblat Nr. 20.) 


— Wichtig für Juriſten. = 
Soeben iſt vollſtändig erfchtenen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Sammlung ſtrafrechtlicher Entſcheidungen 


k. k. oberſten Gerichts⸗ und Cafſationshofes 
18501871. 
Auf Veranſtaltung von Dr. Julius Glaſer herausgegegeben von 
Dr. L. Adler, Dr. K. Krall und Joſeph von Walther. 


3 Bände. gr. 8. (83 Bogen) mit ausführlichen Regiſtern. Preis: fl. 15. — broſchirt; 
Eleg. in engl. Lwd. geb. Exemplare fl. 17.— 


Dieſe zroße Sammlung aller ſeit 22 Jahren erfloſſenen, das materielle Straf- 
recht betreffenden Entſcheidungen, unter Redaction und auf Veranſtaltung des großen 
Strafrechtslehrers, gegenwärtigen Juſtizminiſters Dr. Julius Glaſer, heraus- 
gegeben von den in Arbeiten ähnlicher Art erprobten Herren: Dr. L. Adler, Dr. 
Karl Krall und Dr. Joſeph von Walther liegt nun vollendet vor. — Das bedeu⸗ 
tende Werk enthält alle ſeit dem Jahre 1850 bis Ende 1871 ergangenen und bis 
Ende 1871 in ſämmtlichen juriſtiſchen Zeitichriften veröffentlichten auf Fragen des 
materiellen Strafrechtes Bezug nehmenden Entſcheidungen des k. k. oberſten Gerichts- 
und Caſſationshofes. Außerdem ſind dieſer Sammlung eine nicht geringe Zahl nie in 
Zeitungen publicirter Fälle, welche als Einträge des ſtrafrechtlichen Judicatenbuches 
des Oberſten Gerichtshofes eine große Bedeutung haben, und unmittelbar aus den 
oberſtgerichtlichen Acten mitgetheilt wurden, einverleibt worden. 

Dieſe mit einem dreifachen, einem Paragraphen⸗, Materien⸗ und ausführlichen 
ſyſtematiſchen Sachregiſter verſehene, über 1400 Fälle umfaſſende Sammlung ſchließt 
ſich enge an das den Juſttzpraktikern Oeſterreichs unentbehrlich gewordene große 
Sammelwerk „die civilrechtlichen Entſcheidungen des k. k. Oberſten Gerichtshofes, 
herausgegeben von Glaſer, Unger, Walther“ an und iſt, wofür der Name und 
die Leitung des illuſtren Veranſtalters bürgen, ganz nach dem Plane und mit der ju— 
riſtiſch⸗claſſiſchen Präciſion bearbeitet, welche den civilgerichtlichen Entſcheidungen 
ihren dauernden Werth verliehen haben. 

Eine beſondere Beachtung erheiſcht und verdient die Beſchaffenheit der die 
Verwerthung der chronologiſch geordneten Sammlung für Theorie und Praxis er: 
möglichenden Regiſter. Nach einem fleißig gearbeiteten Paragraphenregiſter (Ver— 
zeichniß der einſchlägigen und eitirten Geſetzesſtellen) — finden wir ein mit beſonderer 
Sorgfalt und großem Fleiße — nach einem wiſſenſchafttichen Syſteme — bearbeitetes 
Sachregiſter, welches das reichhaltige Judicatenmateriale in der fireng logiſchen Kette 
wiſſenſchaftlicher Begriffe citirt bringt und hiedurch auf dem Wege der Diſtinction 
und Syntheſe aus der bunten Menge juriſtiſch bearbeiteter Fälle den Schatz willen. 
ſchaftlicher Erfahrung zur klarſten Anſchauung und fruchtbringender Verwerthung 
bringt. 

Die dem Sachregiſter angeſchloſſene Regiſter⸗Syſtemſkizze dient zur ſchnellen 
und klaren Ueberſicht des das Sachregiſter tragenden Syſtembaues, ſie legt dem juri⸗ 
ſtiſchen Publicum zum erſten Male eine Syſtematik des öſterreichiſchen Strafrecht 
vor, an deren methodiſch leitender Hand ſchon der Studirende die Früchte einer 
23jährigen Spruchpraxis faſt mühelos einheimſen kann. 

Daß mit einer ſoſchen Arbeit den nunmehr auch in Oeſterreich eingeführten 
Seminarübungen ein ganz ſpeeiftſch geeignetes ausgezeichnetes Hilfsmittel geboten 
wird, bedarf wohl keiner weiteren Erörterung — 


Perlag der G. 8. Manz'ſchen Buchhandlung in Wien Rohlmarkt Ur. 7. 
Dieſer Nummer liegt der Titel, das Im: 


haltsverzeichniß und das alphabetiſche Sachregiſter 
zum ſechſten Jahrgange (1873) dieſer Zeitſchrift bei. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


